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Urteil des Bundesfinanzhofes (BFH) zur umsatzsteuerlichen Unternehmereigenschaft der 
öffentlichen Hand und Umsatzbesteuerung interkommunaler Kooperationen 

In der Sitzung des Finanzausschusses am 26.03.2012 hat die Verwaltung eine Anfrage der CDU-
Fraktion betreffend die vg. Entscheidung des BFH vom 10.11.2011 (Az. V R 41/10) beantwortet (Vor-
lagen-Nr. 1114/2012). Ergänzend hierzu teilt die Verwaltung Folgendes mit: 
 
Nach einem Schreiben des Deutschen Städtetages hat das Bundesfinanzministerium (BMF) zwi-
schenzeitlich zu dem Urteil des BFH vom 10.11.2011 Stellung genommen. 
 
Nach den Ausführungen des BMF gilt bis zum Erlass neuer Regelungen zur Umsatzbesteuerung der 
öffentlichen Hand die bisherige Verwaltungsauffassung weiter. Die Urteilsgrundsätze der Entschei-
dung vom 10.11.2011 gelangen nicht über den entschiedenen Einzelfall hinaus zur Anwendung 
(Nichtanwendungserlass). 
 
Zudem hat das BMF in einem Schreiben gegenüber einem Mitglied des Deutschen Bundestages mit-
geteilt, dass sich das Ministerium für eine Übergangsregelung einsetzen wird, sollte es zukünftig zu 
einer verschärften Rechtsanwendung kommen. 
 
 
 
 
gez. Klug 
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